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ZEITGESPRÄCH

Investitionszurückhaltung 
der Kommunen?
Oie Bundesregierung appellierte in jüngster Zeit mehrfach an die Gemeinden, ihre Investitionstätigkeit aus
zuweiten, um damit Ihren Beitrag zur Konjunkturstützung zu leisten. Üben die Kommunen Investitionszu
rückhaltung? Horst Gobrecht und Dr. Walter Wallmann nehmen Stellung.

HorstGobrecht

Investitionsappelle der Bundesregierung wirken unglaubwürdig

In den vergangenen Monaten hat 
es unter Hinw^eis auf die insgesamt 

verbesserte Finanzlage der Ge
meinden vor allem von seiten der 
Bundesregierung immer wieder Ap
pelle an die Gemeinden gegeben, 
ihre Investitionen auszuweiten und 
damit einen Beitrag zur Konjunktur
stützung, insbesondere in der Bau
wirtschaft, zu leisten. So sehr der 
drastische Rückgang des Gesamt
volumens der kommunalen Investi
tionen seit 1980 zu beklagen ist, 
macht es doch mißtrauisch, daß die 
Bundesregierung die konjunktur- 
und beschäftigungspolitische Be
deutung der kommunalen Investitio
nen ausgerechnet zu einem Zeit
punkt entdeckt, zu dem sie selbst 
wegen ihrer beschäftigungspoliti
schen Passivität immer stärker un
ter Druck gerät und die Forderun
gen nach entschlossenen Maßnah
men zur Bekämpfung der Arbeitslo
sigkeit auch im Lager der Regie
rungskoalition immer stärker wer
den. Es drängt sich der Verdacht 
auf, daß jetzt ein Sündenbock für
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den versprochenen, aber ausge
bliebenen Aufschwung gesucht 
werden soll. Dies gilt um so mehr, 
als eine genauere Analyse der kom
munalen Finanzentwicklung und In
vestitionstätigkeit beweist, daß der
artige allgemeine Appelle der je
weils sehr unterschiedlichen Situa
tion der einzelnen Gemeinde nicht 
gerecht werden und daß die Bun
desregierung selbst durch ihre Poli
tik ganz wesentliche Ursachen und 
Rahmenbedingungen für den Ver
fall der kommunalen Investitionen 
gesetzt hat.

Vorweg ist die Ausgangsanalyse 
über die angeblich verbesserte Fi
nanzlage der Gemeinden und de
ren damit verbesserten Möglichkei
ten zur Investitionsfinanzierung zu 
relativieren. Zwar ist der Abbau des 
Finanzierungsdefizits von rund 10 
Mrd. DM 1981 und seine Umwand
lung in einen Überschuß von rund 
1,5 Mrd. DM 1984 unbestreitbar; 
man darf aber nicht verkennen, daß 
diese Konsolidierung zum größten

Teil eben gerade durch die Kürzung 
von Investitionen erkauft wurde. 
Seit 1980 sind die Kommunalinvesti
tionen -  spiegelbildlich zum Abbau 
des Finanzierungsdefizits auf der 
Gemeindeebene -  von 41 Mrd. DM 
um rund 10 Mrd. DM auf rund 30 
Mrd. DM zurückgegangen. Die 
strukturellen Probleme der Gemein
definanzen sind durch diesen Weg 
der Konsolidierung, den viele Ge
meinden gehen mußten, keines
wegs gelöst.

Darüber hinaus ist die Finanzlage 
der einzelnen Gemeinden auch 
sehr unterschiedlich. Auf der einen 
Seite gibt es eine beträchtliche Zahl 
von Gemeinden, die Haushaltsüber
schüsse erzielen und sich entschul
den können. Auf der anderen Seite 
gibt es aber nach wie vor viele Ge
meinden -  vor allem Großstädte -  
mit einer äußerst schwierigen Fi
nanzsituation.

Dabei handelt es sich vorwiegend 
um Städte in wirtschaftlichen Pro
blemregionen und Zentren der Ar-
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beitslosigkeit. Diese Städte sind 
aus eigener Kraft nicht in der Lage, 
höhere Investitionsausgaben zu tä
tigen; dies ist um so bedauerlicher, 
weil es gerade in diesen Städten oft 
einen großen Investitionsbedarf 
etwa zur Minderung der Umweltbe
lastung gibt.

So entsteht die paradoxe Situa
tion, daß einerseits Städte einen 
großen invesfitionsbedarf haben, 
diersen aber nicht finanzieren kön
nen, während andere Städte und 
Gemeinden die erforderlichen finan
ziellen Spielräume haben, aber bei 
weitem nicht über so viele vordringli
che Investitionsprojekte verfügen. 
Wer ernsthaft eine Steigerung der 
kommunalen Investitionen will, darf 
sich nicht mit Appellen begnügen, 
sondern muß sich der Frage stellen, 
wie diese Ungleichgewichte, die in 
den Globalzahlen über die Finanz- 
und Investitionsenfwicklung der Ge
meinden nicht zum Ausdruck kom
men, zu beheben sind.

Eingriffe des Bundes

Ein Beispiel für die angesproche
nen regionalen Unterschiede in der 
Finanz- und Investitionsentwick
lung ist die Situation Hamburgs. 
Dort lagen die Sachinvestitionen 
1984 über dem Niveau des Jahres 
1980; ganz anders beim Bund so
wie der Gesamtheit der Länder und 
Gemeinden, bei denen 1984 weni
ger Sachinvestitionen getätigt wur
den, als dies 1980 der Fall war. Bei 
dem erreichten hohen Stand der In
vestitionsausgaben ist für Hamburg 
eine weitere Steigerung nicht mehr 
möglich, vielmehr ist angesichts der 
schwierigen Haushaltslage sogar 
eine gewisse Rückführung erforder
lich. Investitionsappelle, die nicht 
durch deutliche finanzielle Ange
bote gestützt werden, stoßen daher 
ins Leere.

Der Bund hat in den vergangenen 
Jahren nichts getan, um die starken

Unterschiede zwischen den Ge
meinden zu verringern, sondern sie 
durch seine Politik sogar noch ver
stärkt. Das gilt z. B. für den Bereich 
der Steuerpolitik: Der Abbau der 
Gewerbesteuer durch die Kürzung 
der Hinzurechnungen für Dauer
schulden und Dauerschuldzinsen 
ist besonders stark zu Lasten struk
turschwacher Städte gegangen; die 
Senkung der Gewerbesteuerum
lage hat die Ausfälle in diesen Städ
ten nicht ausgleichen können. Da
mit hat sich die Schere in der Ent
wicklung des Steueraufkommens 
zwischen den verschiedenen Grup
pen von Städten weiter geöffnet. 
Von den Steuerausfällen aus dem 
Haushaltsbegleitgesetz 1984 (Sen
kung der Vermögensteuer, Ab
schreibungserleichterung für Unter
nehmen) haben die Gemeinden 
ebenfalls einen beträchtlichen An
teil zu tragen, weil der Bund den 
Ländern und Gemeinden keinen 
vollen Ausgleich für ihre überpropor
tionalen Steuerausfälle gezahlt hat.

Diese Politik, die im Ergebnis zu 
einer Schwächung der kommuna
len Steuerkraft führt, wird auch ge
genwärtig fortgesetzt. Die Senkung 
der Lohn- und Einkommensteuer 
1986/88, die die Gemeinden 1988 
mit rund 4,5 Mrd. DM belastet, ist 
kaum beschlossen, da werden 
schon wieder Pläne geschmiedet
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und verkündet (Abschreibungser
leichterungen für Betriebsge
bäude), die für die Gemeinden 1988 
erneute Steuerausfälle von mehr 
als 1 Mrd. DM bedeuten würden. 
Und das für eine Maßnahme, von 
der der unabhängige Sachverstän
digenrat meint, die Beschäftigungs
wirkung sei ungewiß. Bewirken wird 
sie bestenfalls Mitnahmeeffekte.

Verunsicherung

Diese Eingriffe in die Steuerein
nahmen der Städte und Gemeinden 
sind für die kommunalen Entschei
dungsträger ein ständiger Faktor 
der Verunsicherung. Wie soll eine 
Kommune verantwortbare Investi
tionsentscheidungen treffen, die 
(auch mit ihren Folgekosten) den 
Gemeindehaushalt langfristig bela
sten, wenn gleichzeitig die Steuer
einnahmen -  und damit die Finan
zierungsmöglichkeiten -  durch im
mer neue kurzatmige Eingriffe in 
das Steuersystem in Frage gestellt 
werden? Zu dieser Verunsicherung 
trägt im übrigen auch das ständige 
Gerede über eine eventuelle Ab
schaffung der Gewerbesteuer bei. 
Was not tut, sind verläßliche Orien
tierungen über die Entwicklung der 
kommunalen Steuereinnahmen, 
auf die die Gemeinden ihre Investi
tionsplanungen aufbauen können. 
Dazu gehört,

□  daß keine weiteren Eingriffe in 
die gemeindlichen Steuereinnah
men vorgenommen werden und

□  daß eine Neuordnung des Ge
meinde-Steuersystems in Angriff 
genommen wird, mit der der bereits 
erfolgte Substanzverlust bei der Ge- 
Gewerbesteuer aufgefangen wird.

Hinsichtlich einer Neuordnung 
des Gemeinde-Steuersystems 
käme hier eine Revitalisierung der 
Gewerbesteuer, gegebenenfalls 
auch deren Weiterentwicklung in 
Richtung auf eine Wertschöpfung
steuer in Betracht. Die Ministerprä
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sidenten der Länder haben dazu ei
nen Arbeitsauftrag an die Innenmi
nisterkonferenz und die Finanzmini
sterkonferenz erteilt. Es ist zu hof
fen, daß nunmehr auch diejenigen 
Länder, die solchen Überlegungen 
bisher kritisch gegenübergestan
den haben, konstruktiv daran mitar- 
beiten, in Modellrechnungen die 
Auswirkungen dieser Konzepte zu 
analysieren.

Verlagerung von Lasten

Seit Herbst 1982 hat die Bundes
regierung massive Einschnitte im 
Sozialbereich vorgenommen. Jede 
Maßnahme, die Sozialeinkommen 
kürzt, führt im Ergebnis dazu, daß 
die Ansprüche an das Auffangnetz 
Sozialhilfe, das wenigstens ein Exi
stenzminimum garantieren soll, wei
ter ansteigen. Besonders drasti
sche Auswirkungen gehen dabei 
von der Kürzung der Leistungen für 
Arbeitslose und der arbeitsmarktpo
litischen Untätigkeit der Bundesre
gierung aus. Der Städtetag berich
tet, daß in seinen Mitgliedstädten 
die Zahl der wegen Arbeitslosigkeit 
Sozialhilfebedürftigen um 34 % ge
stiegen ist. Danach betrage deren 
Anteil an der Gesamtzahl der Emp
fänger von Hilfe zum Lebensunter
halt mittlerweile 29 %, in Zentren 
hoher Arbeitslosigkeit bis zu 45 %.

Das Auffangnetz der Sozialhilfe 
wird also immer mehr zur Standard
sicherung bei Arbeitslosigkeit. Die 
Kosten der Sozialhilfe belasten die 
Gemeindehaushalte und verengen 
damit die Spielräume für kommu
nale Investitionen.

Auch in diesem Fall helfen Global
zahlen über den Anstieg der Sozial
hilfe bei der Gesamtheit der Ge
meinden nicht weiter. Denn betrof
fen sind vor allem die großstädti
schen Zentren der Arbeitslosigkeit. 
Dort mußten im vergangenen Jahr 
vielfach zweistellige Steigerungsra
ten bei den Hilfen zum Lebensunter
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halt hingenommen werden, so daß 
besonders in diesen Städten, die 
schon durch die Steuerpolitik des 
Bundes negativ betroffen sind, die 
Finanz- und Investitionskraft weiter 
geschwächt wird.

Unabdingbar ist deshalb, daß die 
Gemeinden von den Kosten der Ar
beitslosigkeit, soweit sie auf die So
zialhilfe durchschlagen, entlastet 
werden. Diese Kosten müßten von 
der Arbeitslosenversicherung und 
vom Bund getragen werden. Dazu 
müßten eine Reihe von Kürzungs
maßnahmen rückgängig gemacht 
werden, insbesondere müßten die 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit min
destens das Niveau der Sozialhilfe 
erreichen.

Notwendigkeit von 
Investitionsprogrammen

Ihren bisherigen Höhepunkt er
reichten die kommunalen Investitio
nen im Jahre 1980. Dies war ganz 
wesentlich Folge des von der dama
ligen Bundesregierung 1977 initiier
ten und mitfinanzierten Programms 
für Zukunftsinvestitionen (ZIP). Der 
Rückgang der kommunalen Investi
tionen setzte ein, als dieses Pro
gramm auslief und der kleinere Koa
litionspartner in Bonn im Vorgriff auf 
die „Wende“ auch derartige mittel
fristig orientierte Konzepte als 
„Strohfeuerprogramme“ abtat und 
blockierte. Dabei gab es damals wie 
heute genügend Bereiche, in denen 
die Gemeinden an sich notwendige 
und sinnvolle Investitionen nicht täti
gen können, in denen aber durch 
eine gemeinsame Anstrengung von 
Bund, Ländern und Gemeinden 
wichtige Projekte schnell vorange
trieben werden könnten.

Dies gibt der Bund ja auch zu, 
wenn er jetzt aus konjunkturpoliti
schen Gründen zur Kräftigung der 
Bauwirtschaft eine deutliche Auf
stockung der Städtebauförderungs
mittel vornimmt. Diese Maßnahme 
ist allerdings auf zwei Jahre befri

stet und entspricht somit eher dem, 
was aus Kreisen der Regierungs
koalition sonst als kurzatmiges Be
schäftigungsprogramm bezeichnet 
wird. Notwendig wäre demgegen
über ein Konzept, daß die Gemein
den ihren mittelfristigen Investitions
planungen zugrunde legen könn
ten.

Für ein derartiges Investitionspro
gramm von Bund, Ländern und Ge
meinden gäbe es viele Ansatz
punkte, gerade im Umweltbereich, 
etwa bei der Bewältigung von Altla
sten. Hier sind die Gemeinden in ih
rer finanziellen Leistungsfähigkeit 
überfordert, wenn sie auf sich allein
gestellt bleiben. Ein Engagement 
des Bundes könnte auf diesem Ge
biet wichtige Investitionsanstöße 
geben und so gleichzeitig zur Siche
rung von Arbeitsplätzen und zurVer- 
besserung der Umwelt beitragen.

Zusammenfassung

Zweifellos wäre es sowohl kon
junkturpolitisch als auch unter Be
darfsgesichtspunkten wünschens
wert, die kommunalen Investitionen 
ganz erheblich zu steigern. Das 
Deutsche Institut für Urbanistik hat 
noch vor kurzem in einer Untersu
chung nachgewiesen, daß der Inve
stitionsbedarf im kommunalen Be
reich nach wie vor groß ist. Ob es tat
sächlich zu einem Anstieg der Inve
stitionen kommt, ist jedoch nicht in 
erster Linie eine Frage des guten 
Willens der jeweiligen Entschei
dungsträger, sondern hängt von 
den objektiven Bedingungen ab, zu 
denen auch die großen Unter
schiede in der Finanzkraft zwischen 
den verschiedenen Kommunen ge
hören.

Die Investitionsappelle der Bun
desregierung wirken unglaubwür
dig, weil sie selbst durch ihre Steuer
politik, durch die Lastenverlagerung 
im Sozialbereich und den Verzicht 
auf zusätzliche gemeinsam finan
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zierte mittelfristige Investitionspro
gramme die Finanz- und Investi
tionskraft der Gemeinden ge
schwächt hat. Wenn die Bundesre
gierung es mit ihren Investitionsap
pellen ernst meint, müßte sie:

□  auf weitere Eingriffe in die kom
munale Steuerkraft verzichten und 
statt dessen die Gewerbesteuer als 
wichtigstes Element der kommuna
len Finanzautonomie stärken,
□  die Gemeinden von den Kosten

der Arbeitslosigkeit entlasten und 

□  gemeinsam mit Ländern und Ge
meinden Konzepte zur längerfristi
gen Finanzierung der wichtigsten 
Investitionsbedarfe unter Einsatz 
von Bundesmitteln entwickeln.

Walter|Wallmann

Bund und Länder müssen Vertrauen schaffen

Zweifellos ist nach wie vor eine 
Investitionszurückhaltung der 

Kommunen zu konstatieren. Mit ei
nem Anteil von rund zwei Drittel an 
den öffentlichen Investitionen sind 
die Kommunen jedoch noch immer 
der Hauptinvestor im Staatssektor. 
Dieses Bild von der Bedeutung der 
kommunalen Investitionen relati
viert sich allerdings im Hinblick auf 
ihre gesamtwirtschaftliche Rolle 
durch die Tatsache, daß nach der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrech
nung von den gesamten Anlagein
vestitionen in der Regel nur etwa 15- 
2 0  %, gegenwärtig sogar nur gut 
12 % im Staatssektor getätigt wer
den. Auch wenn die Investitionszah
len der Volkswirtschaftlichen Ge
samtrechnung ebenso wie die fi
nanzstatistischen Zahlen im Hin
blick auf Investitionen, die im weite
ren Sinn dem kommunalen Ent
scheidungsbereich zuzurechnen 
sind, die tatsächliche Bedeutung 
der Kommunen unterzeichnen, wird 
doch deutlich, daß die von den kom
munalen Investitionen ausgehen
den gesamtwirtschaftlichen Wirkun
gen nicht überschätzt werden dür
fen. Anders sieht dies zweifellos für 
die primär betroffene Branche, die 
Bauwirtschaft, und hier wiederum 
für bestimmte Teilbereiche aus, die 
weitgehend oder überwiegend von 
kommunaler Nachfrage abhängig 
sind.

Hinter den aggregierten Zahlen 
für die Kommunalfinanzen und da
mit auch hinter den kommunalen In
vestitionen stehen die Haushalts
entscheidungen von über 8  0 0 0  

Städten, Gemeinden und Kreisen. 
Zudem kann es nicht zentrale Auf
gabe der Entscheidungsträger in 
den Kommunen sein, mit ihren 
Haushalten Konjunkturpolitik zu be
treiben. Um nicht mißverstanden zu 
werden: Die Kommunen sollten 
wohl im Rahmen ihrer Möglichkei
ten auch konjunkturpolitischen Er
fordernissen Rechnung tragen, 
aber konjunkturpolitische Aspekte 
können -  schon wegen spezifischer 
Regeln des kommunalen Haus
haltsrechts -  hier nur eine nachran
gige Rolle spielen. Die konjunktur
politische Verantwortung liegt ein
deutig bei Bund und Ländern. Diese 
Ebenen hätten auch die Instru
mente, zumindest verstetigend auf 
die kommunale Haushalts- und In
vestitionsentwicklung einzuwirken. 
Aber die Vergangenheit zeigt, daß 
das Gegenteil der Fall ist: Durch ihre 
prozyklische Zuweisungsgewäh
rung tragen Bund und Länder -  in 
guten wie in schlechten Zeiten -  we
sentlich zu den starken prozykli
schen Schwankungen der kommu
nalen Investitionen bei.

Trotz dieser relativierenden Vor
bemerkungen handelt es sich bei 
den kommunalen Investitionen

doch um eine so gewichtige Größe, 
daß angesichts des Investitionsein
bruchs der vergangenen vier Jahre 
die Frage nach einem Wiederan
stieg -  nicht allein aus der Sicht der 
Bauwirtschaft -  nur zu verständlich 
ist. Insbesondere die Entwicklung 
im vergangenen Jahr war Anlaß zu 
Fragen nach den Gründen für die 
trotz insgesamt verbesserter Fi
nanzentwicklung nach wie vor fest
zustellende Investitionszurückhal
tung der Kommunen. Denn trotz der 
auch von den kommunalen Spitzen
verbänden zu Beginn des Jahres 
1984 erwarteten deutlich verbesser
ten Eigenfinanzierungsmittel sind 
die gesamten kommunalen Sachin
vestitionen im vergangenen Jahr wi
der Erwarten nochmals leicht rück
läufig gewesen. So sind die kommu
nalen Sachinvestitionsausgaben in
nerhalb von vier Jahren von 41 'A 
Mrd. DM um über 10 Mrd. DM auf 
gut 30 ' / 2  Mrd. DM, d. h. also selbst 
nominal um über ein Viertel zurück
gefahren worden. Die realen kom
munalen Bauinvestitionen liegen 
damit heute sogar um 2 0  % unter

' Hanns K a r re  n b e rg  , Engelbert M ü n 
s t e r  m a n n :  Gemeindefinanzbericht 1985, 
Städtische Finanzen '85 -  Zwischen Nachhol
bedarf und Zukunftsaufgaben, in: Der Städte
tag, 38. Jg. NF, 1985, H. 2, S. 101 ff.

 ̂ Vgl. ebenda, S. 102 f.; Hans-Joachim 
S c h ä f e r :  Kurz- und mittelfristige Perspekti
ven für die kommunalen Bauinvestitionen: Zwi
schen Nachholbedarf und Zukunftsaufgaben, 
in: ifo-Schnelldienst Nr. 14/1985, 8. 22 f.
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dem Niveau von 1977, dem Tiefst
punkt der 70er Jahre, und sie waren 
seil 1963, also über zwei Jahr
zehnte hinweg, nicht mehr so nied
rig wie heute.

Ursachen

Der Gemeindefinanzbericht 1985 
des Deutschen Städtetages befaßt 
sich ausführlich mit den aktuellen 
Fragen des kommunalen Investi
tionsverhaltens und Investitionsbe
darfs'. Hier können nur kurz die 
wichtigsten Gründe für die aktuelle 
kommunale Investitionszurückhal
tung angesprochen werden^;

□  Die deutliche Zunahme der in 
den Verwaltungshaushalten erwirt
schafteten Eigenfinanzierungsmit
tel ist 1984 kompensiert worden 
durch Rückgänge bei den übrigen 
Einnahmen in den kommunalen Ver
mögenshaushalten. So sind die Er
löse aus Vermögensveräußerungen 
erwartungsgemäß wieder auf ein -  
finanzwirtschaftlich und stadtent
wicklungspolitisch -  vertretbares 
Normalniveau zurückgeführt wor
den, und die Beiträge und sonstigen 
Einnahmen des Vermögenshaus
halts waren noch stärker rückläufig, 
als zu Jahresbeginn ohnehin schon 
erwartet. Auch die staatlichen Inve
stitionszuweisungen waren 1984 
nochmals rückläufig, wobei negativ 
eine äußerst diskontinuierliche Zu
weisungsgewährung im Laufe des 
Jahres zu konstatieren war.

□  Die ausgeprägte kommunale In
vestitionszurückhaltung liegt aber 
zweifellos auch in einer von den 
Konsolidierungserfahrungen der 
vergangenen Jahren geprägten Ver
haltensänderung in den Kommunen 
begründet. Die Finanzkrise der letz
ten Jahre hat offenbar dazu beige
tragen, daß die Bereitschaft, auf 
eine verbesserte Finanzsituation im 
Verwaltungshaushalt relativ kurzfri
stig mit zusätzlichen Investitionen 
zu reagieren, äußerst gering gewor
den ist. Zumindest hat diese Verhal

tensänderung im Vergleich zu der 
Situation Mitte der 70er Jahre zu ei
ner stärker verzögerten Anpassung 
der Investitionstätigkeit an die ver
besserte Finanzsituation in den Ver
waltungshaushalten geführt; aber 
auch damals betrug diese „Reak
tionszeit“ schon über ein Jahr®. Wie 
die Entwicklung des laufenden 
Sachaufwandes zeigt, haben die 
Kommunen im vergangenen Jahr 
offenbar vorrangig verbesserte fi
nanzielle Spielräume für eine kurz
fristige Verstärkung der Mittel für die 
Unterhaltung von Hoch- und Tief
bauten genutzt.

□  Besonders kennzeichnend für 
die aktuelle Investitionszurückhal
tung ist aber offenbar ein durch die 
Erfahrungen der vergangenen 
Jahre geprägtes starkes Mißtrauen 
gegenüber der mittelfristigen Zuwei
sungspolitik der Länder und den 
steuerpolitischen Entscheidungen 
des Bundesgesetzgebers. Investi
tionsentscheidungen, die stets fi
nanzwirtschaftliche Konsequenzen 
weit über das aktuelle Haushalts
jahr hinaus besitzen, bedürfen mög
lichst verläßlicher mittelfristiger Per
spektiven bei den wichtigsten Ein
nahmequellen, den Steuern und 
den staatlichen Zuweisungen. In 
den vergangenen Jahren haben die 
meist kurzfristigen und massiven 
Zuweisungskürzungen der Länder 
sowie die zahlreichen und substan
tiellen Eingriffe in die steuerliche Ba
sis der Städte und Gemeinden, ins
besondere in die Gewerbesteuer, 
zu Verunsicherungen geführt, die 
über die „normalen“ Prognoserisi
ken hinausgehen und ohne Zweifel 
bei der aktuellen Investitionszurück- 
haltung der Kommunen eine we
sentliche Rolle spielen.

□  Schließlich muß auf die unter
schiedliche finanzielle Entwicklung

innerhalb des kommunalen Be
reichs hingewiesen werden. In den 
Gemeindefinanzberichten des 
Deutschen Städtetages werden in 
den letzten Jahren die negativen 
Folgen für die kommunale Investi
tionsentwicklung immer wieder be
tont, die sich aus den Umvertei
lungsprozessen innerhalb des kom
munalen Bereichs ergeben, die zu
nehmend zu Lasten der großen und 
größeren Städte, und hier insbeson
dere der Städte in alten Industriere
gionen mit wirtschaftsstrukturellen 
Problemen gehen. Die insgesamt 
zu konstatierende Verbesserung 
der kommunalen Finanzsituation 
kommt vielfach nicht oder nur unter
durchschnittlich den Städten mit 
großem Investitionsbedarf zugute. 
Dagegen mangelt es den von die
sen Umverteilungstendenzen profi
tierenden Umlandgemeinden meist 
an einem Bedarf vergleichbarer 
Dringlichkeit. Auf diesen unter
schiedlichen Ausstattungsstandard 
mit Infrastruktureinrichtungen weist 
auch der Sachverständigenrat in 
seinem letzten Jahresgutachten 
hin'*.

Hoher Investitionsbedarf

Dagegen kann weder der Investi
tionseinbruch der vergangenen 
Jahre noch die aktuelle Investi
tionszurückhaltung der Kommunen 
mit einem Mangel an Bedarf erklärt 
werden. Im Gemeindefinanzbericht 
1985 wird dies im einzelnen erläu
tert und begründet®. Dort wird ge
zeigt, daß es an Bedarfsfeldern für 
die Kommunen keineswegs fehlt. 
Insbesondere in den großen Kern
städten ist der Bedarf noch unge
heuer groß, allerdings meist auf 
lange Frist nicht annähernd finan
zierbar. Aus der Sicht der Städte mit

 ̂ Michael R e i d e n b a c h :  Sind kommu
nale Investitionen noch notwendig?, in: Zeit
schrift für Kommunalfinanzen, Nr 6/1985, S. 
122.

■' Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Chan
cen für einen langen Aufschwung, Jahresgut
achten 1984/85, Stuttgart, Mainz, 8. 126 (Tz, 
230).

 ̂ Vgl. Hanns K a r r e n b e r g ,  Engelbert 
M ü n s t e r m a n n ,  a.a.O.,S. 103ff.
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relativ alter Infrastruktur muß dabei 
insbesondere dem erforderlichen 
Aufwand für Substanzerhaltung ver
stärkte Aufmerksamkeit gewidmet 
werden. Aber auch beim Neubedarf 
stehen vor allem die Ballungszen
tren vor großen Zukunftsaufgaben. 
Dies gilt in besonderer Weise für die 
Bereiche Stadterneuerung und Um
weltschutz, in denen die großen und 
größeren Städte mit besonderen 
Problemen konfrontiert sind. Des
halb ist gerade aus städtischer Sicht 
die Aufstockung der Städtebauförde
rungsmittel in den beiden kommen- 
deji Jahren positiv zu bewerten. Al
lerdings muß damit gerechnet wer
den, daß ab 1988 die IVlischfinanzie- 
rung in diesem Bereich abgeschafft 
wird. Das Präsidium des Deutschen 
Städtetages hat sich gegen die Auf
gabe dieses bewährten Systems 
der Bundesfinanzhilfen für städte
bauliche (Maßnahmen ausgespro
chen. Nur mit diesem Instrument 
könne die gesamtstaatliche Bedeu
tung dieser Aufgabe für die Sfruktur- 
verbesserung, auch unter den Ge
sichtspunkten des Umweltschut
zes, angemessen betont und ihre 
Erfüllung gewährleistet werden.

Schwierige Prognose

Es dürfte deutlich geworden sein, 
daß eine Prognose der kommuna
len Investitionsentwicklung heute 
schwieriger denn je ist. Für 1985 
kann mit einer weiteren Verbesse
rung der in den kommunalen Ver
waltungshaushalten erwirtschafte
ten Eigenfinanzierungsmittel für die 
Investitionen gerechnet werden. 
Die Veräußerungserlöse sowie die 
Beiträge und sonstigen Einnahmen 
in den Vermögenshaushalten wer
den dagegen erneut rückläufig sein. 
Nach den Haushaltsplanungen der 
Länder ist allerdings erstmals seit 
1980 keine weitere Reduzierung, 
sondern ein leichtes Plus der staatli
chen Investitionszuweisungen zu 
erwarten. Unter dieser Bedingung 
kann damit gerechnet werden, daß
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sich in diesem Jahr ein leichter Wie
deranstieg der gesamten kommu
nalen Sachinvestitionen einstellt, 
auch wenn das 1. Quartal witte
rungsbedingt nochmals einen Rück
gang gebracht hat. In ihrer gemein
samen Prognose hatten die kom
munalen Spitzenverbände zu Jah
resbeginn einen Investitionszu
wachs von 3,3 % erwartet®. Dieser 
Zuwachs erscheint auch trotz des 
nochmaligen Rückgangs im 1. Quar
tal realisierbar; dies setzt allerdings 
einen deutlichen Investitionsan
stieg um durchschnittlich 5 % im 
weiteren Jahresverlauf voraus. Die 
Prognose eines stärkeren Zuwach
ses als +3,3 % konnte allerdings 
durch die der Prognose zugrunde 
liegenden Umfrageergebnisse nicht 
gestützt werden. So ist auch in die
sem Jahr noch nicht mit der von uns 
unter Bedarfsgesichtspunkten für 
notwendig gehaltenen Rückkehr zu 
deutlicheren realen Investitionszu
wächsen zu rechnen. Für die Erwar
tung einer nur geringen nominalen 
Steigerung bzw. annähernden rea
len Stagnation der kommunalen In
vestitionen in diesem Jahr spricht 
auch, daß von den Investitionszu
weisungen der Länder nach wie vor 
kein nennenswerter Impuls zur Akti
vierung zusätzlicher Eigenmittel für 
die Investitionsfinanzierung aus
geht. Der Deutsche Städtetag ap
pelliert schon seit einem Jahr an die 
Städte, finanzielle Spielräume, so
weit sie sich ergeben, zu verstärkter 
Investitionstätigkeit zu nutzen.

Mittelfristige Perspektive

Die Investitionsentwicklung in 
den kommenden Jahren ist natür
lich noch viel schwerer einzuschät
zen, nicht nur wegen der mit der 
zeitlichen Entfernung zunehmen
den Schätzrisiken hinsichtlich der 
gesamtwirtschaftlichen Entwick
lung, sondern auch wegen der Un
wägbarkeiten des Verhaltens von 
Bund und Ländern gegenüber den 
Kommunen, das ja für die kommu

nalen Investitionen von zentraler 
Bedeutung ist. So kann mittelfristig 
nur eine bedingte Aussage ge
macht werden. Auf der Basis der 
jüngsten mittelfristigen Steuer
schätzung und der dabei zugrunde 
gelegten Annahmen der Bundesre
gierung über die gesamtwirtschaftli
che Entwicklung bis 1989 sowie un
ter Berücksichtigung der in den ge
genwärtigen Finanzplanungen der 
Länder beabsichtigten Zuweisun
gen an die Kommunen halten die 
kommunalen Spitzenverbände in 
den kommenden Jahren eine reale 
Zunahme der kommunalen Sachin
vestitionen für möglich und finan
zierbar. Allerdings würden selbst 
durchschnittliche jährliche Zu
wachsraten der nominalen Investi
tionsausgaben von 6  % die realen 
Bauinvestitionen der Kommunen 
bis 1989 nicht einmal annähernd auf 
das Niveau des Jahres 1977, den 
Tiefstpunkt der 70er Jahre, sondern 
nur auf ein Niveau anheben, das in 
den letzten zwei Jahrzehnten ledig
lich in den Jahren 1967 und 1968 un
terschritten wurde.

Ein solcher Wiederanstieg der 
kommunalen Investitionen setzt 
aber -  wie gesagt -  voraus, daß 
Bund und Länder diese Entwicklung 
nicht wieder durch finanzpolitische 
Entscheidungen zu Lasten der 
Städte und Gemeinden konterkarie
ren. Die Städte als Zentren der W irt
schaftstätigkeit messen dabei 
selbstverständlich -  nicht zuletzt im 
Hinblick auf ihre künftige Investi
tionsfähigkeit -  den mittelfristigen 
Perspektiven besondere Bedeu
tung bei, die sich in der Diskussion 
über die Zukunft des wirtschaftsbe
zogenen Elements im Gemeinde
steuersystem, der Gewerbesteuer, 
ergeben^.

® Vgl. ebenda, s. 99.

 ̂ Vgl. dazu Hanns K a r r e n b e r g : Die Be
deutung der Gewerbesteuer für die Städte, 
Neue Schriften des Deutschen Slädtetages, 
Heft 52, Köln 1985.
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